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N Er geht von dem Rechte des Einzelnen aus, denn das Gebiet 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit iſt nach demſelben Sie de er 
lich gefaßt die Rechtsſphäre des Einzelnen, die Summe der Rechte 
Jemandes, die Summe ſeiner Rechte, die ſubjeetiven Rechte. Ne⸗ 
benbei muß bemerkt werden, daß nicht nur öffentliche Rechte (öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Anſprüche) ſondern auch Privatrechte hierunter fallen, was 
ein Blick auf den erſten und zweiten Abſatz des Artikel 15 lehrt. 
Alſo zunächſt wird das der Entſcheidung und Verfügung der Verwal⸗ 
tungsbehörden unterſtellte Gebiet in zwei Sphären abgetheilt, in die 
Sphäre der ſubjectiven Rechte (Jemandes) und in die Sphäre der Ge⸗ 
ſammtheit, ſofern ſie ſich nicht als ſubjectives Recht Jemandes con⸗ 
ſtruiren läßt. 

a Wir ſtehen nun vor dem Begriffe „das Recht Jemandes“ in 
dem E. und haben uns vergeblich den Kopf zerbrochen über dieſen 
Begriff in ſeiner materiell⸗rechtlichen Function zur vollen Klarheit zu 
gelangen. Hier handelt es ſich um die Feſtſetzung des Begriffs des 
ſubjectiven Rechts auf öffentlich⸗rechtlichem Gebiete. Kann nicht etwa 
die Geſammtheit in allen ihren Organen als Jemand conſtruirt wer⸗ 
den und ſteht es nicht etwa an der Hand dieſer Conſtruction Jeder⸗ 
mann frei, ſich vorbehaltlich der Interpretation des Wörtchens „gejeh- 
widrig“ der Anſicht anzuſchließen, daß jede Norm einen objectiven 
Rechtssatz ſetze und daß ſich für jeden Rechtsſatz das Subject finde, 


für welches aus dieſem Rechtsſatze, dieſer Norm das ſubjective Recht 


fließt? 
Ja kann man nicht fo weit gehen, zu behaupten, daß jeder Staats⸗ 
bürger ohne Unterſchied das Recht habe, zu fordern, daß nicht geſetz⸗ 


widrig verwaltet werde und daß er daher durch geſetzwidrige Enkſchei⸗ 


hier lediglich 


l dungen und Verfügungen in dieſem feinem Rechte verletzt fer? Etwas 
hievon hängt an der Natur des öffentlichen Rechtes. 


Auch der Geheimrath K. J. Schmitt ſagt in einer höͤchſt be⸗ 


deutſamen⸗ Beſprechung des E. in Nr. 5 des heurigen Jahrganges der 
Zeitſchrift für badiſche Verw. und Verw.⸗Rechtspflege“, es tft wohl 
anzunehmen, daß nicht nur Einzelperſonen, ſondern auch f. g. ju⸗ 


riſtiſche oder Geſammtperſonen, z. B. Gemeinden als Kläger auftreten 
können. Schleicht hienach das unbeſtimmte Fürwort Jemand räthſelhaft 


und geheimnißboll durch das Geſetz, ſo gehört bet dem heutigen Stande 


der Begriffe des öffentlichen Rechts der Ausdruck: ſein Recht, alſo der 
Begriff des ſubjectiven Rechts in das Lehrbuch und in kein Geſetz. 
Wenn wir mit Schmitt ſagen, der Verwaltungsgerichtshof hat nur in 
Thaͤtigkeit zu treten, wenn es ſich darum handelt, daß entweder ein 
in den Geſetzen begründeter Anſpruch nicht beachtet oder eine in dem⸗ 
ſelben nicht begründete Verbindlichkeit auferlegt wurde, ſo iſt uns da⸗ 
mit nicht geholfen, damit iſt die eine Unbeſtimmtheit nur in zwei zer⸗ 
legt, ja eine 1 1 Anſchauung könnte ſogar daran nergeln, daß 

att Recht, Anſpruch ſubſtituirt iſt, da doch ſchon das 
Recht durch die Geltendmachung gegen einen beſtimmten Dritten, die 
Verwaltungsbehörde, Anſpruch wird und daher die geſetzwidrig aufer⸗ 
legte Verbindlichkeit als etwas eingeführt werde, was im Geſetze nicht 
enthalten iſt. | i eh | 212 

Jeder, der in Heimatrechtsſachen gearbeitet, weiß, daß ſie ein 
für die Verwaltungsgerichtsbarkeit beſonders geeignetes Gebiet ſind, 
er weiß aber auch, daß in den ſeltenſten Fällen der Heimatwerber, 
ſondern faſt ausſchließlich die Gemeinden gegen die Entſcheidungen der 
politiſchen Behörden recurriren und zwar dann, wenn ihnen Jemand 
als heimatzuſtändig zuerkannt wird. Nun denn, wenn der X,. behauptet, 
die politiſche Behörde habe ihm das Heimatrecht in der Gemeinde A. 
aberkannt und ihn als in der Gemeinde B. zuſtändig erkannt, er ſei 
aber in der Gemeinde A. zuftändig, jo kann man leicht von Herzen 
weg ſagen, Jemand behauptet, in ſeinen Rechten verletzt worden zu 
ſein. Aber wenn die Gemeinde B. behauptet, X ſei nicht in ihr hei⸗ 
matberechtigt, ſo behauptet ſie wohl ſchlechtweg eine geſetzwidrige Ent⸗ 
ſcheidung. Doch in einem ſolchen Falle zu ſagen, Jemand behaupte, er 
jet in ſeinem Rechte verletzt worden, dazu gehört bereits eine in Fie⸗ 
tionen ziemlich gedrillte Diction. 

Der Begriff des ſubjectiven Rechts iſt zwar in Privatrechtslehr⸗ 
büchern eingehend behandelt und zu einem gewiſſen Abſchluſſe gelangt. 
Dagegen für das öffentliche Recht geſtaltet ſich derſelbe nach Subject 
und Object anders, iſt wiſſenſchafklich kaum behandelt und kann in 
keiner Weiſe als feſtſtehend angeſehen werden; namentlich bietet die 
Feſtſtellung des Rechtsſubjectes die größte Schwierigkeit. Controvers. | 
wiſſenſchaftlich in denſelben einzugehen wäre hier durchaus nicht am 
Platze. f 5 

Zeigt die Ausdrucksweiſe des E, ſomit in klarer Weiſe nur wie 
ſehr derſelbe in jener privatrechtlichen Conſtruction ſtrecke, ſo müſſen 
wir uns andererſeits begnügen, zu conſtatiren, daß immerhin noch ein 
größeres oder kleineres Gebiet übrig bleibt, auf welchem ſich die Ge⸗ 


ſetz⸗ und Rechtswidrigkeit nicht als Verletzung eines ſubjectiven Rechtes 
conſtruiren läßt und für das Gebiet, auf welchem dies der Fall ift, 
hauptſaͤchlich nur Vermuthungen auszuſprechen. 

Es ſcheint in dieſem Sinne, daß durch den Verwaltungsgerichts⸗ 
hof nur unmittelbare und conerete Rechte geſchützt werden ſollen. 

Im Zuſammenhange damit ſteht, daß die Entſcheidung oder 
Verfügung das ſubjective Recht unmittelbar verletzen und daher 
auch unmittelbar gegen den Berechtigten gerichtet ſein muß. Subjective 
Rechte, welche, um geboren zu werden, zur Vorausſetzung haben, daß 
gegenüber einem Dritten eine geſetzwidrige Entſcheidung oder Verfü⸗ 
gung ergehe, gehören nicht zu dem Gebiete der Judicatur des Ver⸗ 
walkungsgerichtshofes, ſo das für jeden Staatsbürger aus dem Staats⸗ 
grundgeſetz⸗Artikel „daß vor dem Geſetze jeder Staatsbürger gleich 
ſei“ entſpringende Recht. 

Ausgeſchloſſen find auch jene ſubjectiven Rechte, in welchen Je⸗ 
mand durch eine geſetzwidrige Unterlaſſung einer Verwaltungsbe⸗ 
hörde verletzt wird. Alſo das geſammte große Gebiet, auf welchem die 
Verwaltungsbehörden zum Schutze der ſubjectiven Rechte unter be⸗ 
ſtimmten geſetzlichen Vorausſetzungen in poſitiver Weiſe thätig ſein 
ſollen. Dieſe indirecter Weiſe ausdrücklich im Geſetze enthaltene Aus⸗ 
ſchließung ſpricht bei dem Umſtande, als einer ſolchen Unterlaſſung ge⸗ 
genüber nicht leicht von einem unmittelbaren oder concreten ſubjectiven 
Rechte oder wenigſtens von einer unmittelbaren Verletzung eines ſolchen 
geſprochen werden kann, vorzugsweiſe für unſere oben ausgeſprochene 
Begrenzung des Begriffes des ſubjectiven Rechtes im Sinne des E. 

Wenn z. B. faſt alle unſere Straßen, ſtatt wie es das Geſetz 
vorſchreibt, von Bäumen beſchattet zu ſein, dem Sonnenbrande preis⸗ 
gegeben find, fo wird gar mancher an Leib und felbft Vermögen da⸗ 
durch geſchädigt. Aber der Beſtand des Geſetzes gibt noch Niemandem 
ein coneretes, unmittelbares, ſubjeetives Recht und ebenſowenig iſt die 
in der Unterlaſſung gelegene Verletzung fubjeetiver Rechte eine unmit⸗ 
telbare. Und wenn gegen das Rinderpeſtgeſetz vom 29. Juni 1868, 
R. G. Bl. 118 das Vieh ohne Geſundheitspaß auf den Viehmarkt 
zugelaſſen wird und dieſes Vieh krank iſt (§ 15), oder wenn die Orts⸗ 
ſperre bei den geſetzlichen Vorausſetzungen nicht verfügt wird (§ 25), 
ſo iſt bereits mit dem Augenblicke dieſer Unterlaſſung Jeder, dem in 
Folge derſelben ſein Vieh, vielleicht bis zu ſeiner Verarmung, fällt, in 
ſeinem Eigenthume verletzt. Aber einen coneret und unmittelbar Be⸗ 
rechtigten kann es zu dieſem Zeitpunkte noch gar nicht geben und 
gibt es auch ſpäter nicht, und eine unmittelbare Verletzung des Eigen⸗ 
thumsrechtes tritt hier gar nicht ein ). 

In der proc eſſualen Faſſung des Gegenſtandes des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes tritt uns jene (ista) privatrechtliche Conſtruction 
noch viel ſchärfer entgegen. Die ganze Dietion des § 2 des E. iſt 
die civil⸗proceſſual conſtruirte Formula für eine Art von Klagen, bei 
welchen der Jemand der Kläger. die Verwaltungs behörde der Geklagte, 
die behauptete (angebliche) Verletzung des ſubjectiven Rechtes des 
Klägers durch die Verwaltungsbehörde Object des Proceſſes iſt. Pro⸗ 
ceſſual iſt Gegenſtand der Streit zwiſchen dem ſubjectiv Berechtigten 
und der Verwaltungsbehörde, bez. der vollziehenden Gewalt, welcher 
Streit (ſiehe oben) die Eigenthümlichkeit hat, daß die Verwaltungs⸗ 
behörde, bez. die vollziehende Gewalt jederzeit Geklagter iſt. Dies wird 
am klarſten, wenn man bedenkt, daß ein ſolcher Streit erſt anhängig 
gemacht werden darf, wenn die Sache im adminiſtrativen Wege aus⸗ 
getragen iſt. Die Organiſation und der Inſtanzenzug der adminiſtra⸗ 
tiven Behörden erſcheinen hier als eine lediglich interne, nicht in Be⸗ 
tracht kommende Angelegenheit, es iſt die vollziehende Gewalt hier als 
ein Ganzes, als eine juriſtiſche Einheit, als eine juriſtiſche Perſon () gedacht, 
von welcher ein Eingriff in die Rechtsſphäre des ſubjectiv Berechtigten be⸗ 
hauptet wird. Nicht das ſtreitige öffentliche Recht an und für ſich iſt Gegen⸗ 
ſtand, ſonſt müßte die Judicatur auch eintreten, wenn das öffentliche Recht 
zwiſchen den ſubjectiv Berechtigten oder zwiſchen der vollziehenden Ge⸗ 
walt und der Geſammtheit ſtreitig wärs, nicht einmal ein ſtreitiges 
öffentliches Recht unmittelbar iſt Gegenſtand ſondern nur inſo⸗ 
fern als es von dem ſubjectiv Berechtigten beſtritten iſt, alſo nur die 
behauptete Verletzung, wie dies aus der Faſſung des § 2 und folge⸗ 


richtig daraus folgt, daß ſich der Verwaltungsgerichtshof auf die er⸗ 


hobene Beſchwerde zu beſchränken hat. Der Paragraph 7 ſagt nicht, 


„) Uebrigens der E. würde einem ſo Verletzten, auch wenn er das Beſchwerde⸗ 
recht hätte, zum Troſte für ſein gefallenes Vieh nur die Rechtsanſicht des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes gewähren. 
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findet der Gerichtshof die Entſcheidung oder Verfügung geſetzwidrig, 
ſondern findet er die Beſchwerde gegründet *). 

Der E. ſchützt ſomit nur ſubjective Rechte, er gewährt für die⸗ 
ſelben nur einen Schutz, wenn ſie zwiſchen Berechtigten und Ver⸗ 
waltungsbehörde ſtreitig ſind und er gewährt nur einen außeror⸗ 
dentlichen und ſubſidiären Rechtsſchutz. 

Daß nur für die ſubjectiven Rechte der bisherige Zuſtand Rechts⸗ 
verletzungen nicht ausſchließen und daher für dieſelben (wenn auch in 
beſchränktem Maße) eine Verwaltungsgerichtsbarkeit eingeführt werden 
ſoll, dagegen aber für das Recht der Geſammtheit, welches ſich nicht 
als ſubjectlves Recht Jemandes conſtruiren läßt, und überhaupt für 
das Gebiet, welches ſich fo nicht conſtruiren läßt, der bisherige Zuſtand 
bleiben ſoll, läßt ſich nicht rechtfertigen. 

Der ledigliche Schutz der ſubjectiven Rechte iſt im höchſten 
Grade einſeitig Wir wählen dieſes Wort mit Vorbedacht und im 
Anſchluſſe an die von Gneiſt betonte Zweiſeitigkeit einer den For⸗ 
derungen der Wiſſenſchaft entſprechenden Verwaltungsjurtsdiction, 
welche eben ſo ſehr wie für den Einzelnen auch für die Geſammt⸗ 
heit die geſetzmäßige Handhabung der Verwaltung verbürgt. Die Ge⸗ 
ſetzwidrigkeit, welche den Einzelnen trifft, kann bei dem Gerichtshofe 
geltend gemacht werden, gegen diejenige jedoch, welche die Geſammt⸗ 
: heit, Hunderte und Tauſende trifft, iſt nicht die gleiche Garantie dafür 
gegeben, daß nur nach dem Rechte vorgegangen werde. Wenn Jeman⸗ 
dem die Conceſſion zu dem Gewerbe des Baumeiſters, ohne daß er 
die geſetzliche Befähigung hat (§ 23 des Geſetzes vom 20. December 
1859, R. G. Bl. Nr. 227), alſo geſetzwidrig ertheilt wird, dann 
kann man im Sinne des Entwurfes nicht ſagen, daß Jemand in 
ſeinem Rechte verletzt iſt, aber das Recht der Geſammtheit iſt evident 
verletzt. Wenn aber Jemanden die Conceſſion geſetzwidrig verweigert 
wird, ſo ſteht ihm die Klage an den Verwaltungsgerichtshof zu (oder 
tritt hier das freie Ermeſſen ein?). Wenn nun der Baumeiſter im 
erſten Falle baut und der Bau begräbt unter ſeinen Trümmern 
Menſchenleben (wohl ein zeitgemäßes Beiſpiel), da war doch mehr 
Grund vorhanden Sorge zu tragen, daß daß Geſetz ſtreng angewendet 
werde, als wenn im zweiten Falle einem Einzelnen lediglich ein Ver⸗ 
mögensnachtheil zugefügt wird. Ja bei unſerem Beiſpiele iſt ſogar 
ſchon durch den jetzt beſtehenden Zuſtand der Ein zelne beſſer geſchützt. 

Man betrachte den Zuſtand, der mit dieſer Bevorzugung der 
ſubjectiven Rechte geſchaffen wird. Durch die Einführung des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes ſpricht man klar und offen aus, führt es ge⸗ 
wiſſermaßen dem Volke vor die Augen, daß die Organiſation der 
Adminiſtrativbehörden trotz ihrem, in einzelnen Fällen ſogar die Höhe 
von fünf erklimmenden Inſtanzenzuge (Ausweiſung aus der Gemeinde), 
trotz den Geldopfern, welche dieſelben dem Steuerſäckel auferlegen, 
keine Gewähr gegen Geſetzwidrigkeiten biete. Es liegt in den menſch⸗ 
lichen Verhältniſſen, daß eine abſolute Gewähr gegen Geſetzwidrig⸗ 
keiten nicht gefunden wird. Hat aber einmal eine Angelegenheit alle 
Inſtanzen eines rechtanwendenden Behördenkreiſes durchlaufen, ſo muß 
endlich angenommen werden, daß das poſitive Recht gefunden ſei. Der 
Entwurf dagegen ſchafft für ſubjective Rechte eine neue Inſtanz, ſpricht 
es laut und offen aus, daß für das ſubjective Recht, wenn es alle 
adminiſtrativen Inſtanzen durchlaufen hat, auch de jure positivo die 
Geſetzwidrigkeit nicht ausgeſchloſſen iſt; er gibt der Anſchauung die 
geſetzliche Weihe, daß zunächſt für das ſubjective Recht die admini⸗ 
ſtrativen Behörden keine Gewähr gegen geſetzwidrige Entſcheidungen 
bieten; er proclamirt damit feierlich zunächft in einer Richtung die 
Möglichkeit geſetzwidrigen Vorgehens der adminiſtrativen Behörden in 
jedem einzelnen Falle. Damit hat er aber zugleich über ihre ganze 
rechtsanwendende Thätigkeit den Stab gebrochen. Denn erkennt das 
Geſetz geſetzwidrige Entſcheidungen an, durch welche ſubjective Rechte 
verletzt werden, ſo hat es hiemit zugleich geſetzwidrige Entſcheidungen 
anerkannt, durch welche das Recht der Geſammtheit verletzt wird, da 
kein nothwendiger Grund vorhanden iſt, welcher ſolche ausſchließen 
würde. Wären die letzteren ausgeſchloſſen, ſo müßten es auch die 
erſteren ſein. Dann gäbe es (de jure positivo) überhaupt keine geſetz⸗ 
widrigen Entſcheidungen Im geſetzlichen Wege anerkennen, daß öffent⸗ 
liche Organe geſetzwidrig vorgehen, deßhalb für ſubjective Rechte eine 


) Unſerer Anſicht nach iſt nämlich in dem Civilproceſſe bei einer ſcharfen 
Ausdrucksweiſe nicht ein ſtreitiges Privatrecht ſondern der Streit zwiſchen Kläger und 
Geklagtem Gegenſtand. Der Streit iſt Gegenſtand, nicht bloßer Anlaß der Thätigkeit 

1 des Civilrichters, deßhalb darf er auch nicht über das Petitum hinausgehen. 


Rechtshilfe gewähren und das Recht der Geſammtheit dem Schickſale 
der Geſetzwidrigkeit überlaſſen, heißt von Geſetzeswegen die Autorität 
der öffentlichen Organe disereditiren und einen unheilvollen das Rechts⸗ 
gefühl des Volkes verwirrenden Widerspruch ſanctioniren. 

Trotzdem ſomit der Entwurf für das geſammte Recht, welches 
ſich nicht als ſubjectives Recht conſtruiren läßt, Geſetzwidrigkeiten an⸗ 
erkennt, läßt er doch für dieſes Gebiet den in unſerem Artikel I. geſchilder⸗ 
ten Unfug einer parlamentariſchen Parteiverwaltung fortbeſtehen; das 
Recht und Intereſſe der Geſammtheit wird nach wie vor nur im 
Parteiintereſſe der herrſchenden Partei gehandhabt. Aber die politiſch 


beherrſchte Partei hat hauptſächlich ein Intereſſe in ihrem Rechte als 


Geſammtheit nicht verletzt zu werden. Der einzelne Anhänger einer 
politiſchen Partei iſt geſchützt ſo wenig und ſo viel wie jeder andere, 
es iſt dies immerhin ein Gewinn. Dagegen iſt die Begünſtigung der 
herrſchenden Partei, ſowohl Einzelner als der Geſammtheit und die 
Benachtheiligung der politiſch beſcherrſchten Partei als Geſammtheit 
nicht ausgeſchloſſen. Wie Einzelne begünſtigt werden können, haben 


wir bereits oben durch Beiſpiele erhärtet Doch wird es paſſend fein 


hier ein mehr in das politiſche Gebiet einſchlagendes Beiſpiel anzu⸗ 
fügen. Freilich müſſen wir uns damit auf das Competenzgebiet des 
Reichsgerichtes wagen, dies thut aber deßhalb nichts zur Sache, weil 
der Letztere nicht nur Competenzgerichtshof, ſondern auch Verwaltunge⸗ 
gerichtshof iſt, und diesfalls ebenſo wie der Entwurf nur ſubjective 
Rechte ſchützt (Art. 3, b., Geſetz vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
143). Durch die Landesſtelle wird alſo, zum Beiſpiele, trotz erhobener 
Einwendungen endgiltig beſtätigt, daß Jemandem, beziehungsweiſe 
einer ganzen Reihe von Perſonen, denen geſetzlich kein Gemeinde⸗ 
Wahlrecht zufteht, ein ſolches zuſtehe und daß fie daher in der Wähler- 
fifte zu belaſſen ſeien ($ 18 der Gemeinde⸗Wahlordnung für Böhmen 
vom 16. April 1864); es handle ſich beiſpielsweiſe um eine Stadt, 
wo Deutſche und Czechen hart um den Sieg ringen, und daher ſo⸗ 
wohl die Reclamationscommiſſion als die politiſchen Behörden befan⸗ 
gen ſind. Wird in einem ſolchen Falle die politiſche durch die geſetz⸗ 
widrige Entſcheidung etwa bis zum Verluſte des Wahlſiegs verletzte 
Partei an den Verwaltungsgerichtshof (hier das Reichsgericht) gehen 
können? Nicht einmal der verfaſſungstreue politiſche Verein oder die 
nationale Beſeda, noch ein Einzelner, etwa ein Wahlberechtigter, dem 
doch ſonſt das Recht der Einwendungen zuſteht, wird hier in der für 
unſere Verwaltungsgerichtsbarkeit erforderlichen Weiſe ſagen können, 
er ſei in ſeinem Rechte verletzt worden. Doch auch die Beurtheilnng 
der Frage, ob Jemandem ein Wahlrecht zuſtehe, eignet ſich ganz und 
in allen Fällen für die Verwaltungsgerichtsbarkeit. . 

Auch das unbedingt feftgehaltene Erforderniß der Streitig⸗ 
keit 1 nicht in dem Weſen der Verwaltungsgerichtsbarkeit. Dort, 
wo es ſi 
ein Geſetz zu ſubſumiren, da iſt immer die Verwaltungsgerichtsbar⸗ 
keit am Platze. Weist ja ſchon das Richten etymologiſch auf die 
Richtſcheid (das Geſetz) und das zu Richtende hin. Wenn der § 70 
des Reichsvolksſchulgeſetzes vom 14. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 62 
taxativ unter vier Punkten die Erforderniſſe aufzählt, bei deren Vor⸗ 
handenſein die Genehmigung zur Errichtung einer Privatvolksſchule 
ertheilt werden muß, ſo eignet ſich dieſe Ertheilung vorzugsweiſe für 
ein Verwaltungsgericht. 

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit des Entwurfes iſt ſchon ihrem 
Gegenſtande nach keine jurisdictio ordinaria, fie fußt nicht auf dem 
großen und freien Gedanken, es ſoll nur nach dem Rechte verwaltet 
werden, daß hieran der Staat, die Geſammtheit wie jeder Einzelne 
das gleiche Intereſſe haben und daß dafür, daß nur nach dem 
Recht verwaltet werde, von vornherein und unmittelbar geſorgt 
werde. Der Entwurf hat kein Intereſſe daran, daß die Geſetzwidrig⸗ 
keiten gänzlich und mit Nothwendigkeit beſeitigt werden, nur dem 
ſubjectiv Berechtigten gewährt er eine Beſchwerde, ob dieſer davon 
Gebrauch macht, ift rein zufällig. Die Rechtshilfe iſt nur eine außer⸗ 
ordentliche, ercepfionelle, das Ganze nur Stück⸗ und Flickwerk. 


(Schluß des Artikels II. im nächſten Blatte.) 


ch nur darum handelt, einen gegebenen conereten Fall unter 9 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Betreffend die Unanfechtbarkeit alter beſtehender Gemeinde-Auf- 
lagen und Abgaben, welche in die Kategorie der Steuerzuſchlage 
nicht gehören. 


In der Gemeinde C. in Iſtrien beſteht die Einrichtung, nach 
welcher die Gemeinde von den dort auf Privatgründen überwintern⸗ 
den Schafen aus fremden Gemeinden von jedem Schafe als Abgabe 
5 ¼ Kreuzer und außerdem am letzten Donnerstag des Faſchings von 
jeder Stallhütte auch ein Schaf in Anſpruch nimmt.“ 

Gegen dieſe, allerdings ſchon ſeit alten Zeiten her beſtandene Abgabe 
brachte der Weideneigenthümer Karl A. eine Beſchwerde ein, in wel⸗ 
cher derſelbe dieſe Abgabe als nach den im Gemeindegeſetze über Ge⸗ 
meindeabgaben enthaltenen Normen nicht zuläſſig darzuſtellen ver⸗ 
ſuchte und bat, daß deren Einhebung im Sinne der §§ 91 und 93 
der Gemeindeordnung unterſagt werde. N 

Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied dahin, daß dieſe Abgabe 
weder den beſtehenden Geſetzen noch den politiſchen Vorſchriften zu⸗ 
widerlaufe, weil aus den Verhandlungsacten hervorgehe, daß ſeit un⸗ 
denklichen Zeiten die Gemeinde C. dieſe Taxe erhoben und daher ein 
Recht hiezu erworben hat. 

Gegen die bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung ergriff Karl 
A. den Recurs an die Statthalterei, welche Behörde in folgender 
Weiſe erkannte: 

„Die Abgabe von 5¼ kr. für jedes in der Gemeinde C. 
wenn auch auf Privatgründen überwinternde Schaf eines Fremden 
beſteht laut der Auskünfte des Gemeindevorſtehers ſeit undenklichen 
Zeiten und ſoll ein Aequivalent für die Benützung der Gemeindewege 
und zufällige Abweidung von Gemeindegründen beim Auftriebe bie⸗ 
ten. Nach $ 80 der Gemeindeordnung erkennt das Geſetz Auflagen 
und Abgaben an, welche nicht in die Kategorie der Steuerzuſchläge 
gehören. An den bei Erlaſſung der Gemeindeordnung ſchon beſtan⸗ 
denen Auflagen und Abgaben hat dieſelbe nichts geändert und nur 
behufs deren Neueinführung oder Erhöhung ein Landesgeſetz vorge⸗ 
ſchrieben. Im Hinblick auf dieſe Beſtimmung der Gemeindeordnung, 
dann auf jene des § 68, wornach ſelbſt für die Gemeindeglieder die 
Theilnahme an den Nutzungen des Gemeindegutes von der Entrich⸗ 
tung einer Abgabe abhängig gemacht werden kann, erſcheint die in 
Frage ſtehende Abgabe von 5 ¼ kr. für jedes Schaf nicht als eine 
ſolche, durch welche die beſtehenden Geſetze verletzt werden; demnach 
ſei dem Recurſe des Karl A. in dieſem Punkte keine Folge zu 
ebeu. Dagegen müſſe die weitere Abgabe von Einem Schafe für 
jede Stallhütte — ſei es, wie der Gemeindevorſteher ſagt, gegen einen 
Limitopreis und zu Gunſten der Armen, ſei es, wie der Recurrent 
behaupte, ohne Entgelt und zu Gunſten auch des Podeſta, des Ge⸗ 
meindedieners ꝛc. — als gegen die beſtehenden Geſetze verſtoßend be⸗ 
zeichnet werden, weil der Eigenthümer nicht gezwungen werden kann, 
ſeine Schafe um einen ihm aufgenöthigten Preis oder gar unentgelt⸗ 
lich der Gemeinde zu liefern und im zweiten Fall überdies die an⸗ 
gebliche theilweiſe Verwendung des Thieres gar nicht öffentlichen 
Zwecken zu dienen ſcheint.“ 

Beide Parteien brachten hierauf Miniſterialrecurſe ein; Karl A. 
gegen den erſten die Gemeinde C. gegen den zweiten Theil der Statthalte⸗ 
reientſcheidung. In dem Recurſe des Karl A. wurde vornehmlich darauf Ge⸗ 
wicht gelegt, daß die Schafe, welche auf ſeinem Grunde überwintern, 
durch deſſen Lage und Grenzen gar nicht in die Möglichkeit kommen 
von den Gemeindewegen oder Gemeindeweiden irgend einen Nutzen 
zu ziehen, daher deren Eigenthümer und durch ihn der Beſitzer des 
Grundes zu einer Leiſtung verhalten werden, der gar keine Gegen⸗ 
leiſtung gegenüberſteht; wobei von den Umſtande noch abgefehen wer⸗ 
de, daß die Feſtſtellung eines Entgeltes für die Benüßung von Ge⸗ 
meindeſtraßen und Wegen ſich als eine Bemauthung derſelben 
darſtellt, die nach dem Straßengeſetze für Iſtrien ohne behördliche 
Bewilligung nicht zuläſſig ſei. Die Gemeinde C. hob dagegen in 
ihrer Berufung hervor, daß die fragliche Abgabe auch rückſichtlich der 
Ablieferung eines Schafes von jeder Stallhütte ſeit undenklichen Zeiten 
beſtand, und ſeither von Niemandem noch angefochten worden ſei. 
Das was die Statthalterei als Grund der Zuläſſigkeit für die Ab⸗ 
gabe von 5 ¼ kr. für jedes Schaf anerkannt, treffe auch für die Ab⸗ 
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lieferung eines Schafes von jeder Stallhütte zu. Die Gemeinde ver⸗ 
wende dieſes Schaf zum Vortheile ihrer Armen und verfolge damit 
einen öffentlichen Zweck. In dieſem Sinne ſei daher dieſe zweite 
Abgabe mit der Abgabe von 5 ½¼ kr. identiſch, weil auf demſelben 
Titel beruhend, und nur in der Form verſchieden. 

Das Miniſterium des Innern entſchied unterm 19. October 
1872, 3. 11.182 wie folgt: 

„In der Erwägung, daß nach § 80 der Iſtrianer Gemeinde⸗ 
ordnung ſchon beſtehende Auflagen und Abgaben, welche in die Kate⸗ 
gorte der Steuerzuſchläge nicht gehören, darum, weil ſie nicht neuerlich 
durch ein Landesgeſetz bekräftigt find, nicht angefochten werden können; 
daß die von Karl A. in ſeinem eigenen Intereſſe beſtrittene Abgabe 
von 5 ¼Ükr. pr. Stück Schaf und von einem Schafe in Natur von jeder 
Stallhütte in der Gemeinde C. ſchon ſeit einer langen Reihe von Jahren 
beſteht und dieſe langjährige unangefochtene Ausübung zu Gunſten der 
Gemeinde ſpricht; daß endlich kein Grund vorhanden iſt, die Legalität 
der ſeit ſo langer Zeit von jedem, den ſie trifft, eingehobenen Abgabe in 
Folge der Anfechtung eines Einzelnen in Zweifel zu ziehen, ſo wird unter 
Zurückweiſung der von Karl A. eingebrachten Beſchwerde dem dagegen 
von der Gemeinde C. ergriffenen Recurſe Folge gegeben und unter Ab⸗ 
änderung des von der Gemeinde angefochtenen, die Abnahme eines 
Schafes von jeder Stallhütte betreffenden Punktes der Statthaltereient⸗ 
ſcheidung übereinſtimmend mit der bezirkshauptmannſchaftlichen Ent⸗ 
ſcheidung erkannt, daß durch die von dem Gemeindevorſteher zu C. ver⸗ 
fügte Abnahme der Taxe mit 5 ¼ kr. für jedes Schaf und eines Schafes 
von jeder Stallhütte ein Geſetz nicht verletzt worden iſt; der Gemeinde 


C. tft jedoch zur Pflicht zu machen, daß dieſe Naturabgabe gleich der 


Geldabgabe nur zu Gemeindezwecken verwendet werde“. Sch. 


Die Erhebung der Legalitätsfrage gegenüber der Entſcheidung der 
Selbſtverwaltungsbehörde rechtfertigt an ſich die Competenz der 
Regierungsbehörde zur Entſcheidung über die Beſchwerde. 


willigung zum Bau von acht neuen dreiſtöckigen Wohngebäuden er⸗ 


theilt und hiebek unter anderem als Bedingung feſtgeſetzt, daß bei dreien der 


zu bauenden Häuſer ordentliche Einfahrten (Thore) an Stelle der beantrag⸗ 
ten Eingänge hergeſtellt werden müſſen, damik man im Falle eines 
Brandes in dieſe Häufer mit der Feuerſpritze hineingelangen könne. 

Gegen letztere Anordnung beſchwerte ſich die Baugeſellſchaft 


unter Anrufung des § 103 der Gemeindeordnung) bei der Bezirks⸗ 


hauptmannſchaft K, indem ſie geltend machte, die angefochtene An⸗ 
ordnung ſei weder im Geſetze begründet (nachdem die Bauordnung eine Be⸗ 
ſtimmung, wornach Einfahrten errichtet werden müßten, nicht enthalte), 
noch auch durch thatſächliche Bedürfniſſe aus Rückſicht auf die öffent⸗ 
liche Sicherheit gerechtfertigt, nachdem die Neubauten nur Zinshäuſer 
für kleine Parteien ohne Stallungen, Schupfen, Werkſtätten u. ſ. w. 
ſein ſollen, und weil man mit den neuen Löſchrequiſtten dem Feuer 
auch aus der Ferne, ohne gerade in das Haus ſelbſt mit der Spritze ein⸗ 
dringen zu müſſen, wirkſam entgegentreten könne. 

In Erledigung dieſer Beſchwerde hat die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft die oben angeführte Bedingung des gemeindeämtlichen Bau⸗ 
eonſenſes als geſetzwidrig behoben, weil ſie durch die Bauordnung nicht 
begründet ſei. 


Im Statthaltereivecurfe berief ſich die Gemeinde⸗Vorſtehung 


K. auf den § 28 Abf. 9 und den § 99 der Gemeindeordnung und. 


machte geltend, daß der Inſtanzenzug in dieſer Angelegenheit an die 
autonomen Organe gehe, wie denn auch die Baugeſellſchaft thatſächlich 
dieſen Inſtanzenzug gleichzeitig mit der Beſchwerde an die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft ergriffen und einen Recurs an den Gemeindeausſchuß und 
nach deſſen Abweiſung einen weiteren Recurs an den Bezirksausſchuß 
eingebracht habe. N 

Die Statthalterei hat die angefochtene Entſcheidung der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft außer Kraft geſetzt und die Baugeſellſchaft mit ihrer 
Beſchwerde gegen Beiſetzung der im Bauconſenſe enthaltenen Bau⸗ 
bedingung an den Bezirksausſchuß in K. als an die in dieſer Ange⸗ 
legenheit im Grunde des § 99 der Gemeindeordnung zunächſt be⸗ 
rufene Inſtanz verwieſen. Motivirt war dieſe Entſcheidung damit, 


*) 103 der böhm. Gemeindeordnung entſpricht dem Artikel XVI. des Geſetzes 
vom 5. März 1862. 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


e welcher von ihr behauptet 
Der Bürgermeister in K. hat einer Baugeſellſchaft die Be⸗ 


i 


„daß durch die angefochtene Conſensbedingung eine Verfügung zur 
Vorbeugung möglicher Feuersgefahr getroffen wurde, welche zwar in 
der Bauordnung nicht ausdrücklich feſtgeſetzt fet, aber weder dem Geiſte 
dieſes Geſetzes im Allgemeinen noch deſſen einzelnen in dieſer Rich⸗ 
tung maßgebenden Beſtimmungen widerſpreche. Es habe ſonach an⸗ 
läßlich der gegen dieſe Bedingung erhobenen Beſchwerde lediglich dem 
„Bezirksausſchuſſe“ und in weiterer Inſtanz dem „Landesausſchuſſe“ 
zugeſtanden vom Standpunkte der Beſtimmungen der Bauordnung 
und mit Rückſicht auf die localen Verhältniſſe in Erwägung zu ziehen, 
beziehungsweiſe zu beſtimmen, ob die Bedingung zu entfallen oder 
aufrecht zu bleiben habe: dagegen erſcheine eine Ingerenz der poli⸗ 
tiſchen Behörde in dieſer Angelegenheit vom Standpunkte des § 103 
Gemeindeordnung nicht gerechtfertigt, ſonach unzuläſſig“. ; 

Im Miniſterialrecurſe machte die Baugeſellſchaft geltend, die 
Gemeindevorſtehung habe ſich hier eine Geſetzausſchreitung zu Schul⸗ 
den kommen laſſen, nachdem ſie eine im Geſetze nicht begründete For⸗ 
derung ſtellte. Wo es keine pofitive Vorſchrift gebe trete das private 
F ein und dieſes habe der Gemeindevorſteher 
verletzt. 

Das Ministerium des Innern hat nun unterm 10. Jänner. 
1873, 3. 18.344 ex 1872 die angefochtene Entſcheit ung der Statt⸗ 
halterei behoben und dieſelbe angewieſen, über die Berufung des Bür⸗ 
germeiſteramtes von K. gegen die Entſcheidung der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in merito zu erkennen. Dieſe Entſcheidung gründete ſich auf 
nachſtehende Erwägung: „Das Recht auf eigenem Grunde zu bauen 
iſt ein Ausfluß des Eigenthumsrechtes und unterliegt nach 8 364 
a. b. G. B. nur jenen Einſchränkungen, die zur Vermeidung von 
Eingriffen in die Rechte Anderer nothwendig oder in den Geſetzen 
zur Erhaltung und Beförderung des allgemeinen Wohles vorgeſchrie⸗ 
ben find. Jede aus keinem der obigen Rückſichten zu rechtfertigende 
Einſchränkung iſt eine Willkürlichkeit, eine Illegalität. Da nun der 
Bzugeſellſchaft eine Einſchränkung auferlegt worden if, rückſichtlich 
wird, daß fie geſetzlich nicht begründet ſei, 
deren Geſetzlichkeit alſo angegriffen wird, ſo liegt eine Legalitätsfrage 
vor und es find nach § 103 der böhm. Gemeindeordnung nicht die 
Autonomen, ſondern die Regierungsbehörden zuſtändig, über die Be⸗ 
ſchwerde der Geſellſchaft zu entſcheiden. en 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe des oberſten Rechnungshofes Fried. 
rich Fiſcher tarfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe und Landesſanitätsreferenten 
für Krain Dr. Auguft Ritter v. Andrio li anläßlich deſſen Penſiontrung die aller⸗ 
höͤchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 3 

= Seine Majeſtät haben dem Direckor des Lemberger allgemeinen Krankenhauſes 
Dr. Karl Berthleff anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Franz ⸗ 
Joſeph⸗Ordens verliehen. | 

Seine Majeſtät haben den Dr. Boleslaus Bronisläus. Glowacki zum Die 
rector des allgemeinen Krankenhauses in Lemberg ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Generaldirector der Kaiſer Franz⸗Joſeph⸗Bahn 
. Ritter v. Kogerer taxfrel den Titel und Charakter eines Hofrathes ver⸗ 
liehen. 

Seine Majeftät haben dem Miniſterialſecretär im Ackerbauminiſterium Anton 
v. Nen tarfret den Titel und Charakter eines Sectionsrathes ver- 
liehen. 

Seine Majeſtät haben dem Univerſttätsbibliothekar in Wien Johann 
Bf } in anläßlich deſſen Penſiontrung tarfrei den Titel eines Regierungsrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkahauptmann Hermann Loeb l zum Statt⸗ 
halteretrathe zweiter Claſſe für Galizien ernannt. . 

Seine Majeſtät haben dem penſ. Verzehrungsſteuer » Zintenanıtdeinnehmer 
Franz v. Patruban das goldene Verbienftkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Johann Georg Retter in 
Wengle und dem Gemeindevorſteher Johann Adamer in Langkampfen das ſilberne 
Verdſenſtkreuz mit der Krone verliehen. } 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Friedrich Grafen 
Monteeuccoli⸗Laderchi zum Bezirkshauptmann zweiter Claſſe in Oberöſterreich 
ernannt. ? 
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Erledigungen. 


oſtoffteialsſtelle dritter Claſſe mit 700 fl. Gehalt gegen Caution und fünf 
Poſtacceſſiſtenſtellen zweiter Claſſe mit je 500 fl. ebenfalls gegen Caution bet der 
nied. öſterr. Poſtdirection, bis 25. Mai. (Amtsblatt Nr. 103.) 
Diurniſtenſtellen für Vermeſſungsarbeiten mit dem Taggelde von 1 fl. 50 kr., 
bis 10. Mat. (Amtsblatt Nr. 105.) 


Bezirkshauptmannſtelle erſter Claſſe in Niederöſterreich mit 1800 fl. eventuell 
Bezirkshauptmannſtelle zweiter Claſſr mit 1600 fl., bis 10. Mai. (Amtsbl. Nr. 106.) 


„Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


